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Abb. 9.2: Ausschnitt aus der Karte des GRA 1:25.000 für die Sektionen VIII und IX mit der Angabe der Wegenutzungen und der 
Grundbesitzer auf österreichischer Seite; BEV, Kartenarchiv, Wien, Inv. Nr. AV 4/4622. 

 
Abb. 9.3: Ausschnitt aus der Karte des GRA 1:25.000 für die Sektionen VIII und IX mit den Angaben über die neuen Staatsgrenz-
zeichen an dieser Grenze; BEV, Kartenarchiv, Wien, Inv. Nr. AV 4/4622. 
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In der „Beschreibung und Plan der Staatsgren-
ze“18 sind am Beginn jeder dieser Sektionen ei-
nerseits die Definitionen der Grenzstrecke aus 
dem VSG (von West nach Ost) und die Be-
schlüsse des GRA zur Festlegung der jeweiligen 
Grenzstrecke angegeben, und andererseits die 
Rechte der dort lebenden Bürger zur  Wahrung 
ihrer bisherigen Nutzungsrechte beiderseits der 
Grenzlinie (wie Wegerechte, Kirchenbesuche). 
Dies gilt natürlich für alle Grenzbeschreibungen 
der 27 Grenzabschnitte.  

Am Beispiel des Verlaufs der Staatsgrenze beim 
Grenzübergang Spielfeld-Šentilj soll gezeigt 
werden, dass sich Baumaßnahmen im Beriech 
der Staatsgrenze auch auf diese auswirken kön-
nen. Durch frühzeitige Information und Behand-
lung in der bilateralen Grenzkommission und 
durch die genaue vermessungstechnische Erfas-
sung und Dokumentation durch die zugeordne-
ten bilateralen technischen Gruppen wird si-
chergestellt, dass der Grenzverlauf in Überein-
stimmung mit dem geltenden Vertrag erhalten 
und erkennbar bleibt bzw. dass bei Grenzände-
rungen infolge von Baumaßnahmen ein flächen-
gleicher Austausch erfolgt. Bei Spielfeld waren 
dies insbesondere folgende Baumaßnahmen: 
 Regulierung des Ägydibaches zwischen den 

Grenzzeichen VIII/65 und VIII/70: schon in der 
Planungsphase werden die Baubetreiber da-
rauf hingewiesen, eine möglichst flächenaus-
gleichende neue Linie für das neue Bachbett 
zu berücksichtigen; nach Fertigstellung kon-
trollieren, vermessen und berechnen die tech-
nischen Experten der Grenzkommission die 
neue Bachführung und schlagen eine neue 
Grenzlinie in Entsprechung der bisherigen De-
finition (meist „in der Mitte den Bachbettes“) 
vor; ein eventueller, restlicher Flächenaus-
gleich wird möglichst in der selben angren-
zenden Gemeinde berücksichtigt; es werden 

                        
18 Das gesamte Grenzurkundenwerk befindet sich im 
BEV, Staatsgrenzarchiv, Wien. 

neue Grenzdokumente (Grenzkarte, Grenzbe-
schreibung, Koordinatenverzeichnis) erstellt, 
von der Grenzkommission kontrolliert und, 
wegen des geänderten Grenzverlaufs, durch 
einen ergänzenden Grenzvertrag rechtlich ab-
gesichert. Da hierbei der administrative Auf-
wand sehr hoch ist, werden mehrere solcher 
lokaler Grenzänderungen in einem Vertrag 
zusammengefasst. Im Falle des Ägydibaches 
war dies der Vertrag vom 29. Oktober1975, 
BGBl. 585/1976.19  
 Straßenbaumaßnahmen im Bereich der Staats-

grenze, meist Verbreiterungen, wie hier zwi-
schen den Grenzzeichen VIII/71- VIII/72-
VIII/73: 
 Der zunehmende Verkehr auf der Bundesstra-

ße zwischen Graz und Marburg verlangte ei-
nen Ausbau der Zollämter und eine Verbreite-
rung der die Grenze überschreitenden Straße  
und daher die Versetzung des Grenzsteines 
VIII/72 (Type A) an eine Stelle am Rande der 
neuen Straße, genau auf der gegebenen Grenz-
linie zum Grenzzeichen VIII/73; anhand der 
Ausbaupläne muss der neue Standort vermes-
sungstechnisch abgesteckt, eine standsichere 
Unterlage bautechnisch vorbereitet und 
schließlich der in diesem Fall mehrere 100 kg 
schwere Grenzstein präzise auf diese neue 
Stelle gesetzt werden. Danach sind die techni-
schen Unterlagen herzustellen, der Grenz-
kommission vorzulegen und von dieser 
schließlich in Form von „Ergänzungen und 
Berichtigungen zum Grenzurkundenwerk“ zu 
genehmigen (hier erfolgte keine Grenzände-
rung). 
 Schließlich der Bau der neuen Autobahn (A 9) 

von Graz nach Marburg, die die Grenze zwi-
schen den Grenzzeichen VIII/59.01 und VIII/61 

                        
19 BGBl. 585/1976; für die erwähnten Grenzänderun-
gen bedurfte es eines Bundesverfassungsgesetzes, 
BGBl. 586/1976. 
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schneidet: hier gelten im Prinzip dieselben 
Vorgänge wie im vorherigen Punkt. 

Da im Laufe der Jahre mehrere solcher kleinerer, 
ergänzender Grenzurkunden anfallen und ande-
rerseits ganz allgemein durch bessere Vermes-
sungsinstrumente und Berechnungsmethoden 
die Anforderungen an Grenzpunkte steigen, 
war es bei den Grenzen zu allen Nachbarstaaten 
erforderlich geworden, die Staatsgrenzen neu zu 
vermessen, selbstverständlich unter Beibehal-
tung des bisherigen Grenzverlaufs bzw. der 
bisherigen Definitionen. Damit war es möglich, 

die Staatsgrenze als „oberste“ umhüllende Linie 
sowohl in die topographischen Karten als auch 
in die Katasterkarten im Koordinatensystem der 
österreichischen Landesvermessung direkt ein-
zubringen und für eine Homogenität der Daten 
zu sorgen. Insbesondere wurde bei allen neuen 
Grenzkarten das Luftbild (spezielle Ausführung 
als „Orthophoto“) eingeführt, um die bestmögli-
che Abbildung der Landschaft zu erhalten. Als 
Beispiel wird hier die Grenzkarte für den Be-
reich des Grenzübergangen Spielfeld- Šentilj 
gezeigt (Abb. 10.1, 10.2, 10.3). 

 
Abb. 10.1: Plan der Staatsgrenze im Maßstab 1:2880 für den Bereich des Grenzüberganges Spielfeld- Šentilj und des Ägydibaches in 
seinem ursprünglichen Lauf aus der Grenzbeschreibung für die Sektion VIII; BEV, Staatsgrenzarchiv, Wien. 
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Abb. 10.2: Versetzen des Grenzsteines VIII/72 an eine neue 
Stelle wegen Verbreiterung der alten Straße Graz-Marburg; 
auf diesen Grenzsteinen der Type A ist, außer der Nummer, 
der Hinweis „St. Germain 10. Sept. 1919“ angegeben (Foto: 
H. König, 1972) 

 
Abb. 10.3: Neuer Grenzplan unter Verwendung von Orthophotos des Bereiches des Grenzüberganges Spielfeld- Šentilj mit Auto-
bahn, reguliertem Ägydibach, ausgebauter Bundesstraße und versetztem Grenzstein VIII/72; Ausschnitt aus dem Grenzplan 
Blatt 3, in Kraft getreten mit dem Grenzvertrag Österreich-Slowenien, BGBl. III 176/2011 (Kopie des Grenzplanes mit freundlicher 
Genehmigung der Abteilung Internationale Angelegenheiten, Staatsgrenzen des BEV, Wien). 
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4.3 Die Grenze mit Ungarn  
(Art. 27 Z. 5 VSG im Zusammen-
hang mit Art. 27.1 VT): 
Im Art. 27 Z. 5 VSG ist die neue Grenzlinie ge-
mäß dem Prinzip der Beschreibung der Grenze 
eines Landes entgegen dem Uhrzeigersinn von 
Süden nach Norden beschrieben. Allerdings 
fehlt im VSG ein Hinweis auf die Zusammenset-
zung eines Grenzregelungsausschusses, da der 
Vertrag von Trianon (VT) mit Ungarn noch nicht 
abgeschlossen war (Unterzeichnung am 4. Juni 
1920).  

Im VT wird im dortigen Artikel 27 Z. 1 die 
Grenze zu Österreich beschrieben, allerdings 
von Norden nach Süden, da auch bei Ungarn 
das Prinzip der Beschreibung der neuen Gren-
zen entgegen dem Uhrzeigersinn angewandt 
wurde. Die schon erwähnte Geographische 
Kommission (Commission de géographie, GK)20 
hat dies sehr wohl bemerkt und festgehalten, 
dies bei den Verträgen entsprechend zu berück-
sichtigen21. Weiters wird im Art. 71 VT die Bil-
dung eines GRA mit Österreich so festgelegt, 
dass dieser aus 7 Mitgliedern zu bestehen habe, 
„von denen fünf durch die alliierten und assozi-
ierten Hauptmächte, eines von Ungarn und 
eines von Österreich ernennt werden“. In der 
Praxis ergab sich aber, dass nur drei Mitglieder 
von den alliierten und assoziierten Hauptmäch-
ten (Großbritannien: Oberst A.J. Craven; Frank-
reich: Major André Jocard; Italien: Major Enrico 
Calma) beigestellt wurden, wie sich in den fer-
tiggestellten Grenzurkunden feststellen lässt22 

                        
20 Conférence de la paix, Recueil. 
21 Ebd., Protokolle Nr. 10 und 11 vom 16. 5.1919 bzw. 
19. 5.1919. 
22 Für jeden der 18 Grenzabschnitte (A I bis A VI, B I 
bis B VI und C I bis C VI) wurde vom GRA ein Band 
„Ausführliche Beschreibung und Plan der Staatsgren-
ze zwischen der Republik Österreich und dem König-
reich Ungarn“ hergestellt und jeweils mit originaler 
Unterschrift und Siegel versehen; BEV/Staats-
grenzarchiv, Wien. 

(Abb. 11.3). Der Vertreter Österreichs war Minis-
terialrat Dr. Etienne Neugebauer, der Vertreter 
Ungarns Ministerialrat Dr. Ernest Träger. 

Anhand der vereinbarten Grenzführung ist das 
über weite Strecken landwirtschaftlich genutzte 
Gebiet zu erkennen (Abb.  1.1) und entspre-
chend wirtschaftlicher Zusammengehörigkeit 
bestmöglich festgelegt worden. Weiters ist am 
Beginn jedes Bandes der Grenzbeschreibung der 
für diesen Grenzabschnitt entsprechende Text 
sowohl aus dem VSG und dem VT angegeben 
(Abb. 11.2) sowie Hinweise auf die Instruktio-
nen der Botschafterkonferenz und die Entschei-
dungen des GRA und die Unterschriften und 
Siegel der fünf Mitglieder dieses GRA 
(Abb. 11.3). 

Über sämtliche Grenzabschnitte existieren Pro-
tokolle aus den Jahren 1922–1923, durch die die 
Grenzverhandlungen mit den Anrainern über 
den neuen Grenzverlauf unter der Leitung von 
Vermessungsexperten aus der Katastervermes-
sung („Evidenzgeometer“) festgehalten sind.23  

 

                        
23 Mappe mit den Protokollen der Abschnitte A, B 
und C der Österreichisch-Ungarischen Staatsgrenze, 
1923; BEV, Staatsgrenzarchiv, Wien. 
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Abb. 11.1: Übersichtskarte über den Grenzverlauf im Grenzabschnitt A I ab dem (damaligen) Dreiländerpunkt mit der Tschecho-
slowakei auf Basis der Spezialkarte 1:75.000, Blatt 4758; BEV/Staatsgrenzarchiv, Wien. 

 
Abb. 11.2: Grenzbeschreibung für den Grenzabschnitt A I, Angabe der entsprechenden Texte sowohl aus dem VSG als auch dem 
VT, hier die Ausgabe in französischer Sprache; BEV, Staatsgrenzarchiv, Wien. 
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Abb. 11.3: Grenzbeschreibung für den Grenzabschnitt A I, Unterschriften und Siegel der fünf Mitglieder des GRA, in der Ausgabe 
in deutscher Sprache; BEV/Staatsgrenzarchiv, Wien. 
 

5. Die EU und Staatsgrenzen 
Es sei noch ein Blick auf die Situation von 
Staatsgrenzen in einer größeren Einheit wie der 
Europäischen Union (EU) getan. Was bedeutet 
der Beitritt eines Staates zu dieser Union hin-
sichtlich seiner Grenzen, wie sind Begriffe wie 
„offene Grenzen“ oder „keine Grenzen“ zu ver-
stehen? 

Die EU geht davon aus, dass jeder Mitglieds-
staat die Hoheit über sein Gebiet und somit auch 
über seine Grenze im Sinne des allgemeinen 
Völkerrechts geregelt hat. In dem „Vertrag über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union“ 
(AEUV)24 wird in dem Teil „Allgemeine und 
Schlussbestimmungen (Art. 355)“ zwar nur all-
gemein auf Hoheitsgebiete bzw. „die Gesamt-
heit der Gebiete, auf die sich die Hoheit der 

                        
24 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV), Rom, 25. 3.1957, insbesondere Artikel 
355 (Allgemeine und Schlussbestimmungen) enthält 
Hinweise auf Hoheitsgebiete;   
https://de.wikipedia.org/wiki/ 
Vertrag_%C3%BCber_die_Arbeitsweise_ 
der_Europ%C3%A4ischen_Union  

Mitgliedsstaaten nach Völkerrecht erstreckt“ 
hingewiesen, es zeigt sich aber aus der Praxis 
für Beitrittskandidaten, dass diese klar geregelte 
Grenzen zu ihren Nachbarländern haben sollen. 
In Fällen wie etwa jenem zwischen Slowenien 
und Kroatien mit dem Problem der nicht gere-
gelten Grenze in der Bucht von Piran führt dies 
immer wieder zu Konflikten zwischen diesen 
beiden Nachbarn, trotz einer Entscheidung des 
Schiedsgerichtes von Den Haag.  

In diesem Sinne können die im vorherigen Ab-
satz erwähnten Aussagen zu den Grenzen nur 
dahingehend verstanden werden, dass Grenz-
kontrollen direkt an der Staatsgrenze wegfallen. 
Weiters werden aus österreichischer Sicht mit 
allen Nachbarstaaten, die schon der EU beigetre-
ten sind, alle Grenzverträge exakt eingehalten 
und die in diesen vorgesehenen Zusammen-
künfte der Grenzkommissionen und die Revisi-
onen weiterhin durchgeführt. 

So wurde auch den Präsidenten der beiden be-
nachbarten Staaten Serbien und Kosovo, die im 
August 2018 beim Europäischen Forum in 
Alpbach nach den Aussichten für einen Beitritt 
zur EU vorsprachen mitgeteilt, dass sie jeden-
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falls auch ihre noch nicht geklärten Grenzfragen 
vorher lösen müssten. 

 
Abb. 12: Die Grenze zwischen Serbien und dem Kosovo ist 
immer noch geprägt von unklaren ethnischen Zugehörigkeiten. 

„Trotz der Animositäten arbeiten die beiden 
Staatschefs derzeit aber auf eine gemeinsame 
Lösung für die seit Jahren schwelenden Grenz-
streitigkeiten hin. Dies bestätigten sowohl Thaci 
als auch Vucic am Wochenende beim European 
Forum Alpbach in Österreich, wo es zum ge-
meinsamen Treffen kam.“25 

Der umgekehrte Fall, also der Austritt aus der 
EU, wird erstmals am „Brexit“ vorexerziert. Hier 
spielt die Grenze zwischen der Provinz Nordir-
land, die bei Großbritannien verbleibt und mit 
diesem aus der EU austreten möchte, und der 
Republik Irland, die als selbstständiger Staat bei 
der EU verbleibt, eine große Rolle.  

Bereits im Jahr 1920 entstanden durch den 
„Governemnt of Ireland Act“ zwei separierte 
Parlamente und im Jahr 1921 durch den Anglo-
Irischen Vertrag Nordirland mit seiner Nähe 
zum Vereinigten Königreich und der Irische 
Freistaat, der dann im Jahr 1949 zur Republik 
Irland wurde. Der Anglo-Irische Vertrag sah in 

                        
25 https://www.watson.de/international/politik/758409
181-kommt-es-in-europa-zu-dieser-
grenzverschiebung- 

seinem Artikel XII die Einrichtung einer Irischen 
Grenzkommission vor: „Die Kommission soll, in 
Übereinstimmung mit den Wünschen der Be-
wohner und, soweit es mit den wirtschaftlichen 
und geographischen Bedingungen vereinbar ist, 
die Grenzen (!) zwischen Nordirland und dem 
Rest von Irland festlegen“.26  

Soweit es von hier aus nachvollziehbar ist, be-
schloss die Kommission nach vier Jahren der 
eher geheimen Beratungen eine eingeschränkte 
Auslegung des Artikels XII, da dieses Gebiet 
auch stark von ethnischen und religiösen Bedin-
gungen geprägt war und ist. Als am 
7. November 1925 in der Londoner Morning 
Post eine Karte (durch eine Indiskretion?) mit 
dem bisherige Ergebnis des Art. XII erschien,27 
die zeigte, der Irische Freistaat würde Gebiet an 
Nordirland abtreten, kam es in Irland zu Auf-
ruhr und dem Ende der Grenzkommission. Je-
denfalls wurde diese ca. 412 km lange Grenze 
niemals klar vermarkt oder festgelegt. Dies hat 
also Auswirkungen und Aktualität bis jetzt 
durch den vorgesehenen Austritt Großbritanni-
ens aus der EU, wo aus dieser Grenze eine EU-
Außengrenze wird, die für die EU eine besonde-
re Bedeutung hat. So äußerte Sir Brian Unwin 
(83), der der härteste Verhandler unter Edward 
Heath bei den EU-Beitrittsverhandlungen Groß-
britanniens war, in einem Interview in der Ta-
geszeitung „Die Presse“ vom 21. September 
2018, Seite 16 u.a.: „Der Plan von Theresa May 
eines ‚Soft Brexit‘ löst nicht das nordirische 
Grenzproblem, den entscheidenden Punkt jeder 
Vereinbarung.“ Aber noch ist alles offen … 

                        
26 NEVILLE, DOUGLAS, COMPTON, Northern Ireland –
Irish Republic Boundary; mit freundlicher Unterstüt-
zung durch Frau Mag. Rathmanner. 
27 FANNING u.a., Documents on Irish Foreign Policy, 
No. 336. 
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Abb. 13: Großbritannien mit dem Teil Nordirland auf der 
irischen Insel, wo die Grenze zum Freistaat Irland nach dem 
Brexit zu einer EU-Außengrenze werden würde. 

6. Die österreichischen  
Staatsgrenzen aus  
geodätischer Sicht 
Abschließend seien noch einige statistische und 
wirtschaftliche Angaben zu Österreichs Staats-
grenzen dargelegt: 
 Gesamtlänge der Staatsgrenze: 2706 km; 
 Grenzverträge mit allen acht Nachbarstaaten, 

auf deren Grundlage bilaterale Grenzkommis-
sionen und sogenannte gemischte technische 
Gruppen zur Ausführung der Instandhal-
tungsarbeiten an den Grenzzeichen und von 
vermessungstechnischen Arbeiten gebildet 
wurden; 
 Österreichs Staatsgrenze wird durch insge-

samt ca. 27.000 Grenzzeichen vermarkt, deren 
älteste auf das Jahr 1555 zurückgehen und 
immer noch in Verwendung stehen; 
- Der materielle Wert dieser Grenzzeichen 

kann nur schwer abgeschätzt werden, an-
hand der momentanen Kosten für ein (einfa-
ches) Grenzzeichen von ca. € 100,-  

ergibt sich als Mindestwert  € 2,7 Mill. 
- Setzen und Instandhaltung   

(Personalkosten)  € 10,8 Mill. 
- Summe bezüglich    

der Vermarkung   € 13,5 Mill. 
 Pflege dieser Grenzzeichen und Erhaltung der 

Sichtbarkeit der Grenze in der Natur durch 
regelmäßige Revisionen zusammen mit den 
Nachbarstaaten, je nach Grenzvertrag ca. alle 
10–15 Jahre; 
 Bei den Revisionen erfolgt die Dokumentation 

des vorgefundenen Zustandes oder von Ver-
änderungen durch die gemischten technischen 
Gruppen, Erstellung von Protokollen, Vor-
nahme von Vermessungen, Darstellung in 
Plänen; Vorlage dieser Ausarbeitungen bei der 
zuständigen bilateralen Grenzkommission; 
 die Leitung der Grenzkommissionen, prak-

tisch immer ein Geodät bzw. Geodätin, liegt in 
Österreich beim Bundesministerium für Wirt-
schaft (momentane Bezeichnung BM für Digi-
talisierung und Wirtschaftsstandort), die juri-
dischen Belange werden von einem Juristen 
aus dem Bundesministerium für Inneres 
wahrgenommen und das Außenministerium 
(momentane Bezeichnung Bundesministerium 
für Europa, Integration und Äußeres) wird 
nur bei Verhandlungen über neue Grenzver-
träge beigezogen. 
 Die Geodäten der Abt. I 2 des BEV nehmen, 

außer bei den Tagungen der Grenzkommissi-
onen und den Technikertreffen, auch an inter-
nationalen Konferenzen teil wie etwa bei Eu-
roGeographics in Brüssel, wo eine Arbeits-
gruppe „State Boundaries of Europe“ besteht, 
die eine Datenbank aller Staatsgrenzen Euro-
pas in einem einheitlichen europäischen Ko-
ordinatensystem aufbaut. 
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Abb. 14: Überblick über die Staatsgrenzen, Nachbarstaaten und Extrempunkte im Zusammenhang mit der Staatsgrenze Österreichs; 
Graphik freundlicherweise bereitgestellt von der Abteilung I 2/Internationale Angelegenheiten, Staatsgrenzen des BEV, Wien. 
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